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Lutz Van Rdd€fl
Wege der F&F-Rhetorik
/\rgumentationslinien ZUTr Neupositionierung d€S Lebensformen-Disku rses

die Landessynode der evangelisch-lutherischen Kirche n Bayern Im
Frühjahr 999 beschloss, IM Frühjahr 2000 eine Synode ZU ema »Famı-

lie« veranstalten, galt CS; darauf achten, dass nicht zu wiederholten ale
das-bekannte Schema der Fhe&Familie-Rhetorik zu  Z Zuge komme: »Ehe und
Familie sind wahres Leitbild, dem sich der est der Menschheit ESsSSET]

lassen [MNUSS, In der Gewissheit, gegenüber dem Leitbild Immer defizitär sSemn.
Für die Familien tun wır etwas, indem wır alle diejenigen, die dem Leitbild nicht
entsprechen, In die zweilte Inıe verweilsen. [)Damliıt haben wır denen, die richtig‘
leben, zumindest rhetorisch eine Alleinstellung vermittelt, können Uuns beruhigt
zurücklehnen und brauchen UuNnSs die tatsächlichen Bedürfnisse der rea| EXI-
stierenden Familien In ihrer Vielfalt nicht welter kümmern.« Solche Haltung Ist
In konservativen Kreisen sowohl In der Politik als auch In der Kirche durchaus
verbreitet‘, mMit dem Ansatz der Synode, die eine christlich begründete SOZIalpo-
lıtische Orientierungshilfe Im Sinne hatte, indes kaum vereinbar.

-S ging also zweierlel: Aufgezeigt werden sollte, WIE die real exyxistierenden
Familien a alle die Lebensgemeinschaften, In denen (Generationen übergrei-
fende Solidarität und erantwortlichkeit Draktiziert ird über die bloße rhetori-
sche Alleinstellung hinaus gefördert werden können. Gleichzeitig galt CS die mMIt-
menschliche Solidarität und Verantwortung als den eigentlichen Wert herauszuar-
beiten, der e rechtfertigt, Ja erfordert, amılıen und Partnerschaften stutzen.

Vgl zB Bernd Wannenwetéch‚ Von Wert und Würde der Familie, Vortrag VOT der
Landessynode der evang.-luth. Kiche In Bayern Marz 1999 unveröff. Mskr.;
ders., DIie Freiheit der FEhe. | )as Zusammenleben VOor/N Mann und Frau n der Wahrneh
I[NUNg evangelischer (Evangelium und 2), Neunkirchen-Vluyn 1993
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Um verhindern, dass eine Diskussion über Familie und die Vielfalt ihrer
Formen In die üblichen Bahnen der allgemeinen kirchlichen und gesellschafftli-
chen Diskussion über Lebensformen abglitt, War ES zunächst wichtig, die The
menbereiche »Familie/Partnerschaften« und »Ehe un Familie« jeweils
entkoppeln und NECU positionieren. Grundlage jerfür die nachfolgen-
den einundzwanzig Thesen, die ich Zzu Beginn der Arbeit des Vorbereitungs-
ausschusses für die Familiensynode vorgelegt hatte®:

Wenn sich evangelische Kirche S  3 ema amlilie äußern Will, Ist das NUr
annn zielführend, WEerNN SI hat, das nicht alle oder das
In der öffentlichen Diskussion ohnehin überwiegend Sanz unumstritten Ist.
Fs [IMUSS deutlich werden: Wieso gerade wWIr als evangelische Christin-
nen und Christen das Fs reicht nicht, auch WIr sind für das 'ahre,
Schöne, (G‚ute Wır MuUssen UNS den »LUXUS« einer vertieften Differenzierung
schon eisten erst recht dann, wenn E IM Interesse Von Menschen
Neues gibt.
ıe Gliederung des Untertitels> Ist nicht zufällig. Die tradiıtionelle Aufgliederung
der Thematik In »Ehe und Familie« und y»andere Partnerschaften« entspricht
nicht der Lebenswirklichkeit.
Wıren zunächst differenzieren zwischen Fhe un Familie. Sodann WEET-

den WIr differenzieren haben zwischen Fhe und anderen Partnerschaften.
Krıterium se/ Was Ist eweils das Kennzeichnende, Wd5S das Unterstützen-
de
ıe Fhe IM UDiiıchen Sınn Ist zunächst enm Rechtsinstitut, das umftassende recht:
liche Verpflichtungen der Partner füreinander mıt sich Oringt, die UrcCı 7ivil-
rechtliche Vertrage allein nicht begründen waren (Versorgungsausgleich,
nterhaltspflicht se/bst nach einer Scheidung). Deshalh wird die Fhe VO.  3 Staat
hbeurkundet und registriert, WAdS gleichzeitig sicherstellt, ass die umfassende
Rechtsverpflichtung nıcht etwa UrC| eINE weltere Fhe eINeSs Partners gefährdet
wiırd (Bigamieverbot). Im kirchlichen Sinne Ist die Fhe eINe hbesonders WERSCH*
nete« Lebensform, bestehend aUs eInem Mannn und einer Frau, die IN eIner
hesonderen Rechts und Verantwortungsgemeinschaft stehen und sich ent-
schieden aben, auf Dauer miteinander und füreinander en. [Dazu FAr
ker als IM staatlichen Verständnis WIr wünschen ESs 1:
Beı der Familie geht vorzugswelse Cenérationenfolge‚ Reproduktion,
Kinder [)Dazu soll c(reten, Was gemeinhin als ebenso kennzeichnend genannt
wWird, Aamlich Dauer, Verlässlichkeit, Verantwortlichkeit. Dazu WIr wünschen
E /e.;
Die besondere Förderung der :amilie beruht unumstritten darauf, 'ass sIe
verlässlicher Lebensraum für Kinder sSern soll, (‚ärant für (‚enerationen über-
greifende Solidarıität. Die hbesondere Förderung der Fhe nicht zuletzt IM

Veröffentlicht In: nachrichten der Evang.-Luth. Kirche In Bayern 11/1999.
Thesen Familie und Ehe und anderen Partnerschaften.
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Grundgesetz heruht darauf, ass sie zumindest In der Vergangenhei In aller
ege als Vorstufe Zzur Familie gesehen wurde. Beide Institutionen, Fhe ehenso
WIE Familie, hahben sich IM Verlauf der letzten Jahrzehnte gewandelt.
ıe alleinige Ausrichtung auf die amlilie hin ıst heute für die Fhe keineswegs
mehr das entscheidende Kennzeichen, ehenso WIE die :amilie nicht mehr
zwangsläufig aufeıner Fhe beruht. Fhen sind oft gewollt kinderlos, und »Famlı-
lie eht INn vielen Formen« (SO die Landessynode n ihrer Erklärung »Zukunfts:
modell Familie«). Deshalb jeg nahe, hei der Beurteilung VOorT) Fhe und
amilie nicht die überkommenen Institutionen untersuchen, sondern Cie
jeweiligen Lebenswirklichkeiten, die jeweiligen Beziehungen zwischen Men-
schen. [)as ermöglicht &S, IM Hinblick auf rechtliche, materielle, aber auch
geistig-geistliche Förderung, zwischen Fhe und Famlilie da differenzieren,

eINe glatte Gleichstellung Ungerechtigkeiten führen könnte.
Die Fhe »als solche« unterscheidet sich Von der Familie sanZ entscheidend
dadurch, 'ass keine Kinder vorhanden sind. Fine familienanaloge Förderung
Ister allenfalls ort angebracht, darum geht, eINEe Entscheidung für
Kinder, mithin für die Familie, Oördern FJas erfordert auch finanzielle FOr:
derung, sobald Kinder kommen.
Von dem Gesichtspunkt der möglichen Ausrichtung auf die -amlilie hin abge-
sehen unterscheidet sich die bürgerliche Fhe nicht wesentlich VOT) anderen
Lebenspartnerschaften, sowelt diese WIE die Fhe gekennzeichnet sind
UrcC. Dauer, Verlässlichkeit und Bereitschaft ZUr umtfassenden rechtlichen
Verantwortung füreinander. [)azu WIr wünschen Ie;

10 Die wesentlichen Gemeinsamkeiten zwischen der traditionellen bürgerlichen
Fhe und anderen Lebenspartnerschaften en der Überlegung geführt,
das Rechtsinstitut der Fhe auch denjenigen öffnen, denen bisher nicht
en steht, ZU:  3 Beispie! gleichgeschlechtlichen Paaren
Der Begriff der Fhe Ist selt Jahrhunderten rechtlich ebenso WIE sprachlich
emotional eindeutig belegt. SIie hbedeutet seit Je eINEe Gemeinschaft eINeSs Man:
Nes mıt einer Frau. Dazu wWIr wünschen ! jehbe
Die Schaffung eıner rechtlichen Gleichstellung dort, s/e geboten Ist, Ist
auf die Verwendung bestimmter egriffe, ZU.  3 Beispie!l Ehe, nicht angewıle-
sen SIe kann deshalb nicht daran scheitern, 'aSsSs ern anderer aNSEMESSCNET
Begriff vielleicht noch nicht gefunden Ist. Hıier wird juristische Fantasıe ande-

Bezeichnungen finden en
Fs giDt keinen rechtlichen Grund, eiıner dauerhaften, verlässlichen und In der
Lebensplanung aufeinander bezogenen Partnerschaft zwelIler Menschen he
stimmte Rechte, die ihnen das L_ehben n Dauerhaftigkeit, Verlässlichkeit und
aufeinander bezogenen Lebensplanung ermöglicht oder erleichtert, NUur 'ann

gewähren, wenn SI das traditionelle Ehekriterium, aämlich Heterosexuali-
tat, erfüllen, nicht aber dann, WEeN DISs auf dieses Krıterium sämtliche anderen
entscheidenden Krıterien gegeben sind. Dazu WIr wünschen es Liehbe
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14 ES kann nicht ausreichen, In Fällen eıner nicht ehelichen Partnerschaft INS-
hbesondere dann, wWenn die traditionell verstandene Fhe nicht zur Verfügung
steht MUur die beiden Individuen eweills In ihrem en für sich stärken
und ördern WIE n der Urther Erklärung und teilweise INn der KD-Denk:
chrift »Miıt Spannungen eben« eptanz und Toleranz sind viel
wenIg. Die Gemeinsamkeit und die Verantwortlichkeitsgemeinschaft als sol-
che verdienen arkung und Förderung.

15 Das Grundgesetz geDbietet 65) Gileiches gleich un Ungleiches ungleic.
behandeln Im Hinbhlick auf Lebenspartnerschaften ll die Bundesregierung
dem echnung tragen, indem sIe für eingetragene nichteheliche Partnerschaf-
ten eINEe weitgehende Gleichstellung In Mietrecht, rorec. Sozial- und Ar-
heitsrecht vorsieht. Fine Gleichstellung IM Steuerrecht Fhegattensplittin
der Rentenrecht »Verwıtwetenrente« Iıst allein Au Finanzierungsgründen
nicht vorgesehen; Justizministerin Däubler-Gmelin betrachtet das aber Ver-

schiedenen OÖffentlichen Außerungen ufolge als sachlich geboten und sieht
65 kommen, sobald e$s finanzierbar ist?*

16 Auch IM Bereich der Kirche Ist eine entsprechende Differenzierung zwischen
Fhe und "amlilie eInerselts und eINEe Gleichbehandlung zwischen Fhe und
anderen Partnerschaften andererseits angebracht eweils da, das gebo
ten ISt.
Kirche Ordert Menschen un ihr Zusammenleben INn verschiedenster WeIlse
In dem Bewusstseıln, ass Menschen Verlässlichkeit und Verantwortlichkeit,
Ja auch jeDe, miteinander ehesten en können, WE/ den Beistand
(‚ottes und ihrer Mitmenschen aben, versichert s/e dieses durch Segens-
handlungen, und Z7WOAäarlr des notwendigen Beistandes der Mitmenschen
auch Offentlich Was Kirche für die Fhe als hilfreich erkannt hat, ist ebenso
hilfreich für andere Partnerschaften, die In Verlässlichkeit und Verantwort-
ichkeit, Ja auch WIr wünschen e lebe, mıt der Fhe Wesentliches S
merInsam haben

18 egen der hbesonderen Bedeutung des Begriffs Fhe erscheint F:eıt nicht
angebracht, für eINe Offentliche Segens- und Beistandshandlung den Begriff
oder den Rıtus der mMit der Fhe CNS verbundenen Trauung übernehmen.
Allein das aktuelle Fehlen eINes egriffs der einer entsprechenden
agendarischen Form kann jedoch kein ausreichender rIun seln, VOT) einer
anNseMESSCNEN öffentlichen Segens- und Beistandshandlung Abstand neh[NET)

DEN Bundesjustizministerium hat mich nach der Veröffentlichung darauf aufmerksam
gemacht, dass memne Einschätzung nicht den aktuellen Tatsachen entsprach; das gab
mır Anlass einer gesonderten Veröffentlichung zu Thema Lebenspartnerschaft,
die dem gegenwärtigen Stand (März 2000 des Gesetzgebungsvorhabens entspricht,

unien.
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19 Wer der oben dargelegten Argumentatıion folgen bereit Ist, Ist gleichzeitig
davor gefeit, sich In den endlosen Schleifen des Begründens und Widerlegens
bestimmter Handlungs- und Lehensweisen anhand hinlänglich bekannter BI:
helstellen verfangen. Die Konkretheit des Lebens In gleichgeschlechtlichen
Beziehungen, die hinzunehmen vielleicht manchem noch Schwierigkeiten
macht, Ist das eIne. Die Partnerschaft n Verlässlichkeit und Verantwortlich-
keit Ist das andere. [ie Einstellung dem einen sollte nıcht unbedingt die
Einstellung dem anderen präjudizieren. Niemand wird 'ohl die tradıtio-
nelle bürgerliche Fhe oder Sar die :amlilie deswegen grundsätzlich In rage
stellen, NUuT weIll auch In ihnen ohl manchmal ınge passiıeren, miıt denen
sich nicht jede und jeder einverstanden erklären kann.
Persönliche un sOziale Leistungen Von Menschen für andere sind annn
ehesten möglich und ' wWerNnNnN s/Ie nicht eınen großen Teill ihrer
Energıen daraufverwenden mussen, ıhr individuelles Dasenm sichern und recht-
fertigen mussen. [)ass J1eSs UNS Z7U7 besonderen Förderung der amlilie ührt,
wird iImmMmer wieder hervorgehoben eC| [)ass 1eSs aber auch FÜ he
sonderen Förderung anderer Lehbenstormen führen IMUSS, ıst IC ehenso
ingend. Wer sich seInem Lebenspartner, seiner Lebenspartnerin eken
nNnenNn kann, kann herall ort mehr leisten, auch ansonsten die Begleitung
durch Partner, Partnerin durchaus üblich Ist. Wer, AUS welchen Gründen auch
Immer, allein leDt, braucht auch In dieser _ehensweise ärkung und Rück
halt Wer sich freiu sern en eben, hat mehr Freiheit, für andere da

seIln, auch für Familien, auch für Kinder.
'DITZ amlilie steht heute IM hbesonderen Blickteld In Politik, Gesellschaft und
Kirche. Fs gilt heute, die amlilie In der Unterschiedlichkeit anderen Le:
bensformen darzustellen, hre hbesondere Förderungswürdigkeit he
rauszuarbeiten und einzufordern und gleichzeitig für Menschen, denen
au unterschiedlichen Gründen nicht gegeben Ist, In einer eigenen Fa
milie eben, an$g!  4C Modelle der 'erantwortlichkeit ihrer jeweiligen
Lehbensweise entwickeln und fördern. Wenn Menschen INn Familien und
Menschen INn anderen Llehbensformen nicht jeweils auf siıch geste nebenein-
anderher eben, sondern In ihrer Verschiedenheit verscöhnt, anerkannt und
gefördert werden, macht das für alle deutlich: Nicht Alleinstellung kennzeich-
nel die Familie, sondern Einzigartigkeit, nicht gegenüber, sondern . im
Zusammenklang mıit anderen Lehensftformen. [Jas erkennen und hbenen-
nen Oördert die Chancen der Familie.

Dieser Ansatz hat e ermöglicht, die Förderung der Familien In ihren vielfältigen
Formen als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe begreifen, für deren Erfolg

unerlässlich Ist, dass andere, nicht familiäre Lebensformen nicht ausgegrenzt,
sondern IM Interesse gesamtgesellschaftlicher Verantwortung ihrerseits gefördert
und stabilisiert werden mussen, Was hne dass dies letztlich In der Erklärung
der Landessynode ZUur Familie ausdrücklich erwähnt werden usste natürlich
auch Im Hinblick auf schwule und lesbische Partnerschaften gelten MUSS Zur
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Stützung dieser begleitenden Argumentatıon dienten die nachfolgenden UÜberle-
gungen?”:

Oberstes für den Gesetzgeber ist der Gleichheitsgrundsatz des run
Ze eıches Ist gleich, Ungleiches ist ungleic behandeln. ! )Der rund-
Satz Ist klar, schwierig aber Ist seIne msetzung: Wer bestimmt, Wer und Wads$s
gleich seIt Bel existenziellen Themen WIEe Ehe, Partnerschaft, Sexualität, Lebens-
formen sind objektive Fakten von subjektiver Wahrnehmung kaum rennen
Die jahrhundertealte Tradition der Diskriminierung spielt hier Immer noch eine
olle Sie beseitigen ist, Bundesjustizministerin Däubler-Gmelin, eın verfas-
sungsmälßiger Auftrag und steht eshalb ImM Zentrum der gesetzgeberischen UÜber.
legungen. In Arbeit Ist ZUr Zeit eIn Gesetz ZUT Beendigung der Diskriminierung
gleichgeschlechtlicher Sexualität. Sexualität gehört, WIE die Ministerin feststellt,
zZzu  3 Menschen und seIiner ürde, ihre Entfaltung ist eın Menschenrecht. DIe-
5C5 Menschenrecht und das verfassungsrechtliche Diskriminierungsverbot sind
die rechtliche Fundierung der Jjetzt geplanten Absicherung verbindlicher Partner-
schaften, deren Ausgestaltung allein Von diesen elementaren Grundsätzen be
stimmt ird (und nicht eiwa, WIE Aaus der verkürzten Darstellung n meIner eEse
15 vielleicht unterstellen seIn könnte, Von der finanziellen Machbarkeit).

[ )as Wichtigste Gesetz ıst das NeUe familienrechtliche Institut der
y»eingetragenen Lebenspartnerschaft«. SIe ird für die gleichgeschlechtlich Oorlien-
tierte Minderheit gelten, die auf |)Dauer mit allen Rechten und Pflichten füreinan-
der einstehen Will, aber nicht heiraten darf, weil die Fhe für SIEe nicht In Betracht
kommt; denn die Fhe Ist In ihrer traditionellen, durch das Bundesverfassungsge-
richt Destätigten Definition eine Gemeinschafi zwischen Mannn und Frau [DIie
gleichgeschlechtliche Partnerschaft Ist rechtlich eın »aliud«, eIiwas anderes. Gileich-
'ohl bestehen wesentliche Gemeinsamkeiten, und diesen will der Gesetzgeber
11UuN}n gerecht werden. Die Lebenspartnerschaft bedeutet beispielsweise, dass sich
die Partner gegenseltig rechtlich vertreten können und eiınen Nnspruc darauf
haben, den Partner auf der ntensivstation besuchen und Auskunft VoO rzt

erhalten; dass SIe die Genehmigung für eiıne Operation des Partners erteilen
können und WIEe CNSE Familienangehörige eın Zeugnisverweigerungsrecht hesit-
ZEeIT, dass SIe nach dem Tod des Partners gesetzlich erben und In den Mietvertrag
eintreten können. Vor allem aber: dass SIEe einander unterhaltsberechtigt und
unterhaltsverpflichtet sind Wer aber Unterhaltspflichten übernimmt, [NUSS auch
Rechte bekommen. Im rbfall soll deshalb gleichgeschlechtlichen Partnern WIE
Eheleuten und Kindern eın gesetzlicher Pflic  eil zustehen, mindestens eın Vier-
tel des Erbteils Im Steuerrecht ird ergänzend eine Berücksichtigung unterschied-
licher Einkommen und damit Steuerlasten der Partner durch eın »Realsplitting«
vorgesehen. Die Justizministerin sieht das Gesetzesvorhaben über dessen Grund-
linien In der Regierungskoalition übrigens völliger Konsens besteht als »eın ich
tiges Signal UNnsere moderne Gesellschaft Für Toleranz und Menschlichkeit«

Veröffentlicht In nachrichten der evang.-luth. Kirche In CO
Fußn

3/2000. auch oben
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Ahnliche Regeln auch für Frauen und Manner, die hne Trauschein M -

menleben, WIEe Deispielsweise In Frankreich mit dem zivilrechtlichen Solidaritäts-
pakt (PACS) vorgesehen sind, sind In Deutschlan: nicht vorgesehen, enn hetero-
sexuell orientierten Paaren, die zunächst nicht heiraten wollen, steht jederzeit
frel, sich für die Eheschließung entscheiden. Für s/e hbesteht er kein akuter
Handlungsbedarf des Gesetzgebers Lesben und chwule aber können nicht hel:

Für s/e Ist eINe rechtliche egelung erforderlich.
Natürlich hat das NeUue Rechtsinstitut auf viele Rechtsgebiete Auswirkungen,

doch wenn Deispielsweise Erleichterungen IM Erb. und Steuerrecht IM /Zusammen:-
hang mıt der dauerhaften Unterhaltspflicht gesehen werden, dürfte klar werden:
FS geht nicht Bevorzugung, weder finanziell noch rechtlich 5 geht die
Umsetzung eInes Verfassungsgebots. Fuüur viele Menschen wird ungewohnt seln,
Wads5, VO. Gleichheitsgrundsatz geboten, Nun esetz werden soll Ungewohntes
macht hbekanntlic ngst, und damit kommt die bekannte orge mancher Men:
schen INS Spiel, Fhe und - amlilie würden entwertet, wenn andere, denen diese
Lebenstormen nicht en stehen, auf einmal das rechtliche ADbseits verlassen dür-
fen, In dem manche s/Ie vielleicht Sanz gsem sehen. ıe Praxıs wird aber zeigen,
dass die edenken unbegrundet sind, 'ass vielmehr eın Schritt Vadia solidarischen
Gesellschaft wird.

Unsere Landessynode, die sich IM Marz In Bad Alexandershad vorrangıg dem
Thema amlilie widmen wWill, hat die Chance, klarzustellen, ass UNSSTE pluralisierte
Gesellschaft NUur annn famiılien- Uun! kinderfreundlicher gestaltet werden kann, wenn
alle Gruppen der Gesellschaft bereit sind und welter darin bestärkt werden, dazu
einen Beıitrag 'eisten. Wenn Man MNUur WIE bisher hbestimmte Gruppen rechtlich
diskriminiert, Chafft Man ZWAar gewissermalßen negatıvo den Familien eINne SOn:
derstellung, tut ihnen In Wahrheit aber nichts (‚utes Jas MMUSS sich ändern. Das
Projekt der rechJlichen Absicherung gleichgeschlechtlicher Lebenspartnerschaften
führt Menschen AdUu» der Defensive und verschafft ihnen Freiraume. [Diese erst e-

möglichen 65 ihnen, verstärkt auch für andere da sern. Wer alle gesellschaftli-
chen Gruppen darın hbestärken will, sich mıt ihren Möglichkeiten für die Förderung
und Unterstützung der Famlilien einzusetzen, wird nicht umbhin können, dem An
liegen des Gesetzesvorhabens zZzUur Beendigung der Diskriminierung zuzustimmen
und damit auch für die politische Diskussion eın Zeichen der Gerechtigkeit und
Solidarität Unserem Ziel, die Familien fördern, kann das NUur dienlich
sern
Am PE Maärz 2000 meldete epd VvVon der bayerischen Frühjahrssynode

Bad Alexandersbad ep Finen Ansatz IM Umgang mit Formen des
Zusammenlebens hat die n Bad Alexandersbad (Oberfranken) agende Dayeri-
sche evangelische Landessynode entwickelt. Alle institutionellen Formen des Z/U-
sammenlebens, VOr allem Fhe und Familie, mussten »an der Verwirklichung Von
Menschlichkeit« werden, heilst In einem Marz hbei sechs Fnt:
haltungen aNngeNOoMMENEN Grundsatzpapier »Famlilie auch INn Zukunft«.



5 a Bı  a

50 O fene Werkstatt

DDem Konsenspapier WAar eIne zweıtagıge Diskussion der 105 Synodalen VOT-

aU.  7, die schon IM Vorfeld des Beschlusses über Abänderungen
geführt hatte In einem Vorentwurf WdlTr noch VO  3 »Festhalten el Fhe und
Familie« gesprochen worden. »Von der fest gefügten Institutionenforderung haben
WIr UNS gelÖöst«, der Münchner Synodale ! utz Vädl) en auf epd-Anfrage.

Jetzt werden verlässliche Beziehungen Multter und Vater benannt als »Girund
für UNSSTE Orientierung christlichen Leitbild Fhe und Familie«. Anerkannt wird
gleichzeitig, ass familiäre ufgaben auch von allein erziehenden Frauen un
annern, aber auch VOT) Menschen In yverbindlichen Partnerschaften« übernom:-
men und verantwortlich gelebt werden können. »Wo ImMmmer olches verantwortli-
ches Zusammenleben praktiziert wWird, besteht NSPFrUC auUfF und Anerken
NUuNg UrC| die Gesellschaft«, der Beschluss.

DIie Lösung VOT1 der rhetorisch-begrifflichen inheit »Ehe&Familie« durch
Entkopplung der Themen hin »Ehe« und »(Jenerationen übergreifende Solida-
ritat« ist mithin auf der Basıs einer Fthik der Solidarität und Verantwortlichkeit
akzeptiert; das Festhalten nstiıtutıonen st abgelös Urc Urilentierung
verlässlicher Partnerschaft. Wenngleich dies, dem ema der Synode entspre-
C  en hier MNMUur Im Hinblick auf die Familie konzipiert und formuliert wurde, ist
doch deutlich: Wenn nicht die Institution der Wert sich ISst, sondern das, Was

n ıhr gelebt wird, dann IMNUSS das auch für andere | ebensformen gelten. Denen
sollten Wır uUuns auf diesem Hintergrund nun zuwenden, den genannten
Pramıissen.

Dabei ird die gedanklich-institutionelle alle des Konzepts »Ehe für chwule
und Lesben« Hheachten semn. Bel der VOolT Mır mıit Nachdruck Uunterstutzten
eingetragenen Lebenspartnerschaft kann es nicht eine Institution sgehen, die
den sanZen ideologischen allast der traditionell-kleinbürgerlichen, ordnungspo-
litisch-normativ verstandenen Fhe infach aufnimmt und denen, die sich darauf
einlassen, überstülpt®. Sonst hätten WIr womöglich irgendwann die gesellschafts-
politisch nicht wünschenswerte Unterscheidung zwischen »guten«, also Dartner-
schaftlich-institutionell verbundenen, und yschlechten« CcChwUulen und Lesben

Nachdem Im kirchenpölitischen Diskurs die mitmenschliche Verlässlichkeit
als der für die eiNnısche Bewertung Von Partnerschaften und damit Lebensformen
ım welteren Sinne erkannt worden ist, ist die theologische Weiterarbeit The-

eboten FS gilt NUun\n, die Defensive schnellstens verlassen und den hberei-
en befestigen, Kriterien und Bewertungen inden, die den schwu-

len Lebensformen/ un den genannten ethischen Maßstäben erecht werden,
VO Monogamiısmus über die Dartnerzentrierte und Dartnerorientierte Promlis-
kuität his ZAUE verantwortlichen Independenz. Gelingt CS der akzeptierten Argu-

Vielleicht Ist s eshalbo begrüßen, dass das geplante familienrechtliche Insti-
{ut ausdrücklich nıcht y»Ehe« heißen soll!
Mit der gelebten und gewünschten Realität der l esben kenne ich mich nicht gut
aUs, möchte mır er keine ussagen dazu anmaßen.
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mentationslinie folgen, ird Akzeptanz nicht ausbleiben. Denn ich habe IM
Z/uge der Erarbeitung des »Familien-Papiers« der Synode die persönliche ria
rung gemacht: chafft 111a ©>; klar machen, dass Man erstens überhaupt nichts

die heterosexuelle Fhe hat (WO SIe Dasst), und zweitens durchaus daran
interessiert ist, dass Familien (Im welten Sinne, versteht sich wirklich die Förde-
1ung bekommen, die SIe Im Interesse VOrT allem von Kindern brauchen, dann Iöst
sich die krampfhaft-defensive Haltung, mMıit der FE& F-Leitbild festgehalten wird,
auf einmal auf, hin einem problem- und lösungsorientierten Dialog, n dem
nicht Ordnungen und Institutionen zählen, sondern real existierende Menschen.
[ )a IMUSS unsereıins dann NUur noch selbstbewusst und hne die (leider oft noch
ängst nicht überwundene) defensive Larmoyanz den Dialog aufnehmen. Man
wundert sich, wWIE Hreit dann die Koalitionen werden!
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